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Gei Bündesiag hiii mir Zustiinmung des Sundesrates gungszeitraum bereits ei. Steuerbescheid erlas- 
das tslgende Gesetz b?schlossen: sen worder, so is; er moweit zu ändern. als der 

Veriustrücktrrg zz gewähren oder zu berichtigen 
lnhaltsübarsivht Adikel ist. Das gilt auch dann, wenn der Steuerbescheid 
Andermg des Einxommensi~uergesetzes unanfshibar geworden ist: die Festsetrungsfrist 

endet insowei; nicht, bevor die Fesisetzungsfiist 
hderung der Einkommensteuer- 
Durciiührungsverordnung 200C - für den 'deranlagungszeitraum abgelaufen ist, in 

dem die negativen Einkünfte nicht ausgeglichen 
Anderung des Köipeiscnaitsteuer~ecetzes werden. Puf Antrag aes Steuerpf!iciltigen ist ganz 
Arderung des Gewerbesteuergese!ies edel teilweise von der Anwenduna des Satzes I 
Anderung des Außensteuergesetzec 

Änderma des Gesetzes über - 
Kapitalanlagegesellsciiafien 

Rückkehr rum elnheitllchen 
Veroidnungsrang 

lnkrafttietsii 

5 abzusehen. In Antrag ist die ~ ö i e  des Verlust- 
Wcktrags anzugeben. 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensieuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Oktober 2002 (BGBI. 1 S. 4210, 
2003 1 S. 179), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge- 
setzes vom i 5. Dezember 2303 (FGBI. l S. 2676j, wird wie 
folgt geändert: 

I ,  In 5 2 Abs. 3 werden die Sätze 2 bis 8 aufgehoben. 

2. In 5 3 Abs. 5 Satz 1 wird nacii Nummer 10 der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgende Numrner 11 
angefügt: 

.I 1 Auhvendunqen, die mit unm~tieibaren oder mit- 

(2) Nicht ausgeglichel-ie negative Einkünfte, die 
nicht nach Absatz ? abgezogen worden sind, sind 
in den folgenden Veranlagungszeiträumen bis zu 
einem Gesamtbetrag der Einkünfte von 1 Million 
Euro unbeschränkt, darüber hinaus bis zu 60 vom 
Hundert des 1 Million Euro übersteigenden Ge- 
samtbetrags der Einkünfte vorrangig vor Sonder- 
ausgaben, außergewöhnlichen Belastungen und 
sonstigen Abzucjsbeträgen abzuziehen (Verlust- 
vortrag). Bei Ehegatten, die nach §§ 25, 26b 
zusanimenveranlagt werden. tritt an die Stelle 
des Betrags vor 1 Million Euro ein Betrag von 
2 Millionen Euro, Der A k u g  ist nur insoweit zuläs- 
sig, als die Verluste nicht nach Absatz 1 abgezo- 
gen worden sind und in den vorangegangenen 
Veranlagungszeiträumen nicht nach Satz 1 und 2 
abgezogen werden konnten." 

b) Absatz 3 vdird aufgehoben. 

c) t r i  Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „getrennt 
nach Einkunfisartrn" gestrichen. 

oder Persanengeseilschaften zur Vetwendung in ,.Verluste aus sliilen GeceilschaRen, iJnterheteiiigun- 
Betrieben in tatsächlichem oder wirtschaftiichem gen oder socsiigw mrngesellschafien an Kapitalge- 
Zusammennang stehen, deren Uewinr nac: sellsccaften, bei denen der Gese!ischa+ter oder Betei- 5 i a  Abs. 1 ermitteliwird.'. ligte als Mkun:ernehrner rnzusehen ist. dürfen weder 

3. 9 ;Cd wird wie folgt gednderi: 
mit Einkünf;en aus Uewr i - ieb~ t r ie~  coch aus andere!? 
Eini<¿inftsarier w c ~ e ~ i i c h e n  werderi: sie düden auch . ~ 

al Die Absätze 1 uno L werden wie i o l ~  aefass:: nicht nach 5 ;Oc abgezogen weraeil. Die Verluste 
mindern jeccc; rasch MaEgabe des 5, 1Cd die Gewin- 
ne. die der Gece!lsci?aftrr oder F3eteilig:e ;n den  
unmiitelbar rorangegsngelen Wifischaftsjahi oder ii, 
Sen foicefide? - iV!-r-:!'ehi_a,iec WS derselben stj&r 
Gesellscnr?. ;JnieiDzieiiigmg oder sonstigen innep- 
srshlisrcar be.:'e";. 5-ti i u-c 7 geite:? eicht. sw f i :  
der.:d er;tJs- - ,~ >,~." -. ...:..... .,?jricne P w s z  ais. unmMeii-.a- 
oue: mirlelb¿, -eLciilgrer ?:.4hn!irqrc-~- entfalli;' 



3. 5 52 wird ~vie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender .Absatz 2a eingefügt: 

J2a) 5 2 Abs. 3 In der Fass~ng des Artikels 1 
des Gesetzes vom 22. Dezembe: 2003 (BGBI. I 
S. 2840) ist arstmals für der Veranlagungszeitraiim 
2004 anzuwenden." 

b) Dem Absatz 12 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 11 in der Fassung des Arti- 
kels 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2003 
(BGBI. I C. 2840) ist erstmals für das Wirtschafts- 
jahr anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 
2003 endet." 

C) Dem Absatz 25 werden folgende Sätze angefügt: 

„Satz 1 ist letztmals für den Veranlagungszeitraum 
2003 anzuwenden, 5 I o d  in der Fassung des Arti- 
kels 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2003 
(BGBI. I C. 2840) ist erstmals für den Veranlagungs- 
Zeitraum 2004 anzuwenden. Auf den Verlustrück- 
trag aus dem Veranlagungszeitraum 2004 in den 
Veranlagungszeitraum 2003 ist I o d  Abs. 1 in der 
für den Veranlagungszeitraum 2004 geltenden 
Fassung anzuwenden." 

Artikel 2 

Änderung der Einkommensteuer- 
Durchfühningsverordnung 20W 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 2000 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 
(BGBI. I S. 717), zuletzt geändert durch Artikel 270 derver- 
Ordnung vom 25. November 2003 (BGBI. I S. 2304)- wird 
wie folgt geändert: 

5 62d Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„im Fall der Zusammenveranlagung von Ehegatten 
(5 26b des Gesetzes) in einem Veranlagungszeitraum, 
in den negative Einkünfte nach S. 10d Abs. 1 des 
Gesetzes zurückgetragen werden, sind nach Anwen- 
dung des 5 10d Abc. 1 des Gesetzes verbleibende 
negative Einkünfte für den Verlustvortrag nach 5 I o d  
Abc. 2 des Gesetzes in Veranlagungszeiträume, in 
denen eine Zusammenveranlagung nicht staitfindet, 
auf die Ehegatten nach dem Verhältnis aufzuteilen, in 
dem die auf den einzelnen Ehegatten entfallenden 
Verluste im Veraniagungszeitraum der Veriustentste- 
hung zueinander stehen." 

5 84 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3c wird folgender Absatz 3d einge- 
fügt: 

„(3d) 5 62d Abs. 2 Satz 2 in der Fassung des 
Artikels 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2003 
(BGBI. I S. 2840) ist erstmals auf Verluste anzu- 
wenden, die aus dem Veraniagungszeitraum 2004 
in den Veranlagungszeitraum 2003 zurückgetra- 
gen werden." 

hi Die bishe:iyen Absatze 3d Sis 39 werden die neuen 
Abs3tze 3e bis 3h. 

Artikel 3 

Änderung des Körperschaitsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergeselz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBI. i S. 4144), 
zuletzt geändert durch Altikel 3 des Gesetzes vom 
15. Dezember 2003 (BGBI. I S. 2645), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. 3a wird wie folgt gefasst: 

,,5 8a 

Gesellschafter-Fremdfinanzierung 

(1) Vergütungen für Fremdkapital, das eine Kapital- 
gesellschaft nicht nur kurzfristig von einem Anteilseig- 
ner erhalten hat, der zu einem Zeitpunkt im Wirt- 
schaftsjahr wesentlich am Grund- oder Stammkapital 
beteiliat war. sind auch verdeckte Gewinnausschüt- - 
tungen, wenn die Vergütungen insgesamt mehr als 
250 000 Euro betragen und wenn eine 

1. nicht in einem Bruchteil des Kapitals bemessene 
Vergütung vereinbart ist oder 

2. in einem Bruchteil des Kapitals bemessene Vergü- 
tung vereinbart ist und soweit das Fremdkapital zu 
einem Zeitpunkt des Wirtschaftsjahrs das Einein- 
halbfache des anteiligen Eigenkapitals des Anteils- 
eigners übersteigt, es sei denn, die Kapitalgesell- 
schaft hätte dieses Fremdkapital bei sonst glei- 
chen Umständen auch von einem fremden Dritten 
erhalten können. Dies ailt nicht für Mittelaufnah- 

" 

setzes, es sei denn, es handelt sich um Mittelauf- 
nahmen zur Finanzierung von Geschäften mit dem 
Kreditinstitut nahe stehenden Personen im Sinne 
des 5 1 Abs. 2 des Außensteuergesetzes, die nicht 
selbst Kreditinstitut sind. 

Satz 1 ist auch bei Vergütungen für Fremdkapitai an- 
zuwenden, das die Kapitalgesellschaft von einer dem 
Anteilseigner nahe stehenden Person im Sinne des 5 1 
Abs. 2 des Außensteuergesetzes oder von einem Dritten 
erhalten hat, der auf den Anteilseigner oder eine die- 
sem nahe stehende Person zurückgreifen kann. 

(2) Anteiliges Eigenkapital des Anteilseigners ist 
der Teil des Eigenkapitals der Kapitalgesellschaft zum 
Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahn, der 
dem Anteil des Anteilseigners am gezeichneten Kapi- 
tal entspricht. Eigenkapital ist das gezeichnete Kapital 
abzüglich der ausstehenden Einlagen, der Buchwerte 
der Beteiligungen am Grund- oder Stammkapital einer 
Kapitalgesellschaft und zuzüglich der Kapitalrückla- 
ge, der Gewinnrücklagen, eines Gewinnvortrags und 
eines Jahresüberschusses sowie abzüglich eines Ver- 
lustvortrags und eines Jahresfehlbetrags (§ 266 Abs. 3 
Abschnitt A, 5 272 des Handelsgesetzbuchs) in der 
Handelsbilanz zum Schluss des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahrs; Sonderposten mit Rücklageanteil 
(5 273 des Handelsgesetzbuchs) sind zur Hälfte hin- 
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zuzurechnen. An die Sielie oes Buchwerts der Beteili- 
gungen an einer Personengesellschaft treten die 
anteiligen Buchwerte der Vermögensgegenstände der 
Personengesellschaft. Eine vorübergehende Minde- 
rung des Eigenkapitals durch einen Jahresfehlbetrag 
ist unbeachtlich, wenn bis zum Abiauf des dritten auf 
das Wirtschaftsjahr des Verlustes folgenden Wirt- 
schaftsjahrs das ursprüngliche Eigenkapital durch 
Gewinn~cklagen oder Einlagen wieder hergestellt 
wird. Für Kawitalqesellschaften, die nach den Vor- 

" 
des anteiligen Eigenkapitals auf die mit den inländi- 
schen Einkünften in wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehenden Wirtschaftsgüter abzustelien; die Säue 1 
bis 4 gelten entsprechend. 

(3) Eine wesentliche Beteiligung lieg? vor, wenn der 
Anteilseianer a n  Grund- oder Stammka~itai der Kawi- 
talgeseli&haft zu mehr als einem ~ieriel  unmittelbar 
oder mittelbar - auch über eine Personengesell- 
schaft - beteiligt ist. Gleiches gilt, wenn der Anteils- 
eigner zusammen mit anderen Anteilseignern zu mehr 
als einem Viertel beteiiigt ist, mit denen er eine Perso- 
nenvereinigung bildet oder von denen er beherrscht 
wird; die er beherrscht oder die mit ihm gemeinsam 
beherrscht werden. Ein Anteilseigner ohne wesentli- 
che Beteiiigung steht einem wesentlich beteiligten 
Anteilseigner gleich, wenn er allein oder im Zusam- 
menwirken mit anderen Anteiiseignern einen beherr- 
schenden Einfluss auf die Kapitalgesellschaft ausübt. 

(4) Bei einer Kapitalgesellschaft, deren Haupttätig- 
keit darin besteht, Beteiligungen an Kapitalgeseli- 
schaften zu halten und diese Kapitalgesellschaften zu 
finanzieren oder deren Vermögen zu mehr als 75 vom 
Hundert ihrer Biianzsumme aus Beteiligungen an 
Kapitalgesellschaften besteht, ist das Eigenkapital 
nicht um den Buchwert der Beteiligungen am Grund- 
oder Stammkapital einer Kapitalgesellschafi zu min- 
dern. Vergütungen für Fremdkapital. das ein Anteils- 
eigner im Sinne des Absatzes 1,  eine ihm nahe ste- 
hende Person oder ein Dritter im Sinne des Absat- 
zes 1 Satz 2 einer der Kapitaigesellschaft im Sinne 
des Satzes 1 nachgeordneten Kapitalgesellschaft zu- 
geführt hat oder im Wirtschaftsjahr zuführt, sind ver- 
deckte Gewinnausschüttungen, es sei denn, es han- 
delt sich um Fremdkapital im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 Nr. 2 und die nachgeordnete Kapitaigesell- 
schaff hätte dieses Fremdkapital bei sonst gleichen 
Umständen von einem fremden Dritten erhalten kön- 
nen. Dies gilt nicht für Mittelaufnahmen durch Kredit- 
institute zur Finanzierung von Geschäften im Sinne 
des F, i des Kreditwesengesetzes, es sei denn, es 
handelt sich um Mittelaufnahmen zur Finanzierung 
von Geschäften mit dem Kreditinstitut nahe stehen- 
den Pmsonen im Sinne des § 1 Abs, 2 des AuTrensteu- 
ergesetzes, die nicht seih? Kreditinstitut sind. 

(G) il,bweichend vor: Absarz i sina Vergütungen für 
die Überlassung von Fremdkapital, das eine Kapital- 
gesellschaft erhaiten hat, verdeckte Gewinnausschüt- 
tungen, wenn 

1. das Fremdkapitai zum Zwecke des Erwerbs einer 
Beteiligung am Grund- oder Stammkapital an einer 
Kapitalgesellschaft aufgenommen wurde und 

2. der Veräußerer der Beteiligung sowie der Geber 
des Fremdkapitais der Anteilseigner, der zu einem 
ZeitpunM im Wirtschaftsjahr wesentlich am 
Grund- oder Stammkapital beteiligt war, eine dem 
Anteiiseigner nahe stehende Person im Sinne des 
F, 1 Abs. 2 des Außensteuergesetzes oder ein Drit- 
ter im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 ist. 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Beteiligung durch 
eine Personengeseilschaft erworben wurde, an der 
die Kapitalgeselischaft alleine oder zusammen mit ihr 
nahe stehenden Personen im Sinne des § 1 Abs. 2 des 
Außensteuergesetzes unmittelbar oder mittelbar zu 
mehr als einem Viertei beteiligt ist. In den Fällen des 
Satzes 2 giit das Fremdkapital als der Kapitalgesell- 
schaft überlassen." 

2. Ej 8b wird wie folgt geändert: 

aj Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

.,(2) Bei der Ermittlung des Einkommens bieiben 
Gewinne aus der Veräußerung eines Anteils an 
einer Körperschaft oder Personenvereinigung, 
deren Leistungen beim Empfänger zu Einnahmen 
im Sinne des EI 20 Abs. 1 Nr. 1 ,2 ,  9 und 10 Buch- 

"" . 
17 oder 18 außer Ansatz. Veräußerungsgewinn im 
Sinne des Satzes 1 ist der Betrag, um den der Ver- 
äußerungspreis oder der an dessen Stelle tretende 
Wert nach Abzug der Veräußerungskosten den 
Wert übersteigt, der sich nach den Vorschriften 
über die steuerliche Gewinnermittlung im Zeit- 
punkt der Veraußerung ergibt (Buchwert). Satz 1 
gilt entsprechend für Gewinne aus der Auflösung 
oder der Herabsetzung des Nennkapitals oder aus 
dem Ansatz des in 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 3 
des Einkommensteuergesetzes bezeichneten 
Werts sowie Gewinne im Sinne des § 21 Abs. 2 des 
Umwandlungssteuergesetzes. Die Sätze 1 und 3 
gelten nicht, soweit der Anteii in früheren Jahren 
steuenvirksam auf den niedrigeren Teilwert abge- 
schrieben und die Gewinnminderung nicht durch 
den Ansetz eines höheren Werts ausgeglichen 
worden ist. Veräußerung im vorstehenden Sinne ist 
auch die verdeckte Einlage.'' 

b) Absatz 3 viirc' wir folgt gefasst: 

„(3j Von cem ;ev;eiiigen Gewinn im Sinne des 
Aisaizas 2 Satz :. C und 5 geiten 5 vom Hunder? 
als Aus-aCm, 1,- r i s r l  als Bernetsaiisgaberi 
abcezoce: J J B ~ T  i i?en. 5 5i Mx. ' des Ern- 
ticrnmensre;e-,esii;ic is: I mzuwendefi. 
Gewin~mindetwnger. c i i  in Ziisammenhir~~ mit 
der;  in Absa!r 2 $emnntei? AItei~ entsteher. c i ~ d  

,.. ce! 0- < ctt E i ~ ~ l ? i ~ p - ~ ~ n i  aiL>: Z.j 
k *,., ~C,< ,,'.," " 
h,L d,, . ,~,,,<; 
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„(4) Absatz 2 ist nur anzGwsnden, soweit die 
Anteiie nicht 

1. einbringungsgeboren im Sinne des $ 21 des 
Umwandiungssteuergesrires sind oder 4 

2. durch eine Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse unmitteibar, mittelbar 
oder mitteibar über eine Mitunternehmerschaft 
von einem Einbringenden, der nicht zu den von 
Absatz 2 begünstigten Steuerpflichtigen ge- 
hört, zu einem Wert unter dem Teilwert erwor- 
ben worden sind. 

Satz 1 giit nicht, 

1. wenn der In Absatz 2 bezeichnete Vorgang spä- 
ter als sieben Jahre nach der Einbringung statt- 
findet oder 

2. soweit die Anteile nicht unmitteibar oder mittel- 
bar auf einer Einbringung im Sinne des § 20 
Abs. I Satz ? oder 5 23 Abs. 1 bis 3 des 
Umwandlungssteuergesetzes und auf einer 
Einbringung durch einen nicht von Absatz 2 5 

begünstigten Steuerpflichtigen innerhalb der in 
Nummer 1 bezeichneten Frist beruhen. 

in den Fällen des Satzes 1 und 2 ist Absatz 3 Satz 3 
auf Gewinnminderungen anzuwenden, die im Zu- 
sammenhang mit den Anteilen entstehen." 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Von den Bezügen im Sinne des Absatzes 1, 
die bei der Ermittlung des Einkommens außer 
Ansatz bleiben, gelten 5 vom Hundert als Ausga- 
ben, die nicht als Betriebsausgaben abgezogen 
werden dürfen. 6 3c Abs. 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes ist nicht anzuwenden." 

e) Nach Absatz 7 wird foigender Absatz 8 angefügt: 

"(8) Die Absätze 1 bis 7 sind nicht anzuwenden 
auf Anteile, die bei Lebens- und Krankenversiche- 
rungsunternehmen den Kapitalanlagen zuzurech- 
nen sind. Satz 1 giit nicht für Gewinne im Sinne des 
Absatzes 2, soweit eine Teilwertabschreibung in 
früheren Jahren nach Absatz 3 bei der Ermittlung 
des Einkommens unberücksichtigt geblieben ist 
und diese Minderung nicht durch den Ansatz eines 
höherer? Werts ausgeglichen worden ist. Gewinn- 
minderunqen, die im Zusammenhanq mit den 
An!ei eil i- Sinne aes Satze ' stener s.nd uei der 
~~~~~~~~na des Fcn6uinnier.s l.cnt ?U oeru.;nsichri- * 

gen, wenn das Lebens- oder Krankenversiche- 
rungsunternehmen die Anteiie von einem verbun- 
denen Unternehmen (5 15 des Aktiengesetzes) 
erworben hat, soweit ein Veräußerungsgewinn für 
das verbundene Unternehmen nach Absatz 2 in 
der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2000 (BGBI. I S. 1433) bei der Ermitt- 

le mit den nack handelsrechtlichen Vorschriften 
ausgewiesenen Werten anzusetzen, die bei der 
Ermittlung der nach F, 21 abziehbaren Beträge zu 
Grunde gelegt wurden. Entsprechendes gilt für 
Pensionsfonds." 

in 5 ?5 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 wird die Angabe „$ 3c des 
Einkommensteuergesetzes" jeweiis durch die Angabe 
„$3c Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes" ersetzt. 

In 5 2: Abs. 1 Ni. 1 wird Satz 1 wie foigt gefasst: 

„in der iebens- und Krankenversicherung bis zu dem 
nach handelsrechtlichen Vorschriften ermittelten Jah- 
resergebnis für das selbst abgeschlossene Geschäft, 
erhöht um die für Beitragsrückerstattungen aufge- 
wendeten Beträge. die das Jahresergebnis gemindert 
haben, und gekürzt um den Betrag, der sich aus der 
Auflösung einer Rückstellung nach Absatz 2 Satz 2 
ergibt, um Gewinnanteile, die von einer ausländischen 
Geseiischaft ausgeschüttet werden und nach einem 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
von der Körperschaftsteuer befreit sind, sowie um den 
Nettoertrag des nach den steuerlichen Vorschriften 
über die Gewinnermittlung anzusetzenden Betriebs- 
vermögens am Beginn des Wirtschaffsjahrs; für Pen- 
sionsfonds gilt Entsprechendes." 

$34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Jahreszahl „2003" durch die 
Jahreszahi „200a" ersetzt. 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a eingefügt: 

„(6a) 5 8a in der Fassung des Artikels 3 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2003 (BGBL f 
S. 2840) ist erstmals für das Wirtschaftsjahr anzu- 
wenden. das nach dem 31. Dezember 2003 be- 
ginnt. 5 8a Abs. 1 Satz 2 in der in Satz 1 genannten 
Fassung ist nicht anzuwenden, wenn die Rück- 
griffsmöglichkeit des Dritten allein auf der Gewähr- 
trägerheftung einer Gebietskörperschaft oder einer 
a n d e n  Einrichtung des öiientiichen Rechts gegen- 
über den Giäubigern eines Kreditinstituts für Ver- 
bindlichkeiten beruht, die bis zum 18. Juli 2001 
vereinbart waren; Gleiches gilt für bis zum 18. Juli 
2005 vereinbarte Verbindlichkeiten, wenn deren 
Laufzeit nicht über den 31. Dezember 201 5 hinaus- 
geht." 

C) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: 

,,§ 8b Abs. 8 und C) 21 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 sind anzu- 
wenden: 

1. in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2003 (BGBI. I S. 2840) erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 2004, bei vom 
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahren 
erstmais für den Veranlagungszeitraum 2005: 

2. auf einheitlichen, bis zum 30. Juni 2004 zu stel- 
ienden, unwiderruflichen Antrag bereits für die 
VeranlagungszeRräume 2001 bis 2003, bei vom 
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahren 
für die Veranlagungszeiträume 2002 bis 2004 
(Rückwirkungszeitraum). Dabei ist 5 8b Abs. 8 
in foigender Fassung anzuwenden: 

„(8) Die Absätze 1 bis 7 sind anzuwenden 
auf Anteile, die bei Lebens- und Krankenversi- 
cherungsunternehmen den Kapitaianiagen zu- 
zurechnen sind, mit der Maßgabe, dass die 
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Bezüge, Gewinne und Gewinnminderungen zu 
80vom Hundert bei der Ermittiung des Einkom- 
mens zu berücksichtigen sind. Satz 1 gilt nicht 
für Gewinne im Sinne des Absatzes 2. soweit 
eine Teilwertabschreibung in früheren Jahren 
nach Absatz 3 bei der Ermittlunq des Einkom- 
mens unberücksichtigt gebliebek ist und diese 
Wlinderuna nicht durch den Ansatz eines höhe- " 

ren Werts ausgeglichen worden ist. Gewinn- 
minderungen, die im Zusammenhang mit den 
Anteilen im Sinne des Satzes 1 stehen, sind bei 
der Ermittlung des Einkommens nicht zu 
berücksichtigen, wenn das Lebens- oder Kran- 
kenversicherungsunternehmen die Anteile von 
einem verbundenen Unternehmen (g 15 des 
Aktiengesetzes) erworben hat, soweit ein Ver- 
äußerungsgewinn für das verbundene Unter- 
nehmen nach Absatz 2 in der Fassung des Arti- 
kels 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 2000 
(BGBI. I S. 1433) bei der Ermittlung des Einkom- 
mens außer Ansatz geblieben ist. Für die 
Ermittlung des Einkommens sind die Anteile mit 
den nach handelsrechtlichen Vorschriften aus- 
gewiesenen Werten anzusetzen, die bei der 
Ermittlung der nach g 21 abziehbaren Beträge 
zu Grunde gelegt wurden. Negative Einkünfte 
des Rückwirkungszeitraurns dürfen nicht in 
Veranlagungszeiträume außerhalb dieses Zeit- 
raums rück- oder vorgetragen werden. Auf 
negative Einkünfte des Rückwirkungszeitraums 
ist § 14 Abs. 1 nicht anzuwenden. Enisprecnen- 
des gilt für Pensionsfonds." " 

Artikel 4 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBI. l S. 4167), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
15. Dezember 2003 (BGBI. I S. 2645), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In F, 8 Nr. 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 3c des Einkom- 
mensteuergesetzes" durch die Angabe „g 3c Abs. 2 
des Einkommensteuergesetzes" ersetzt. 

2. 5 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird am Ende das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: 

Sa tz  1 ist bei Lebens- und Krankenversicherungs- 
unternehmen nicht anzuwenden: für Pensions- 
fonds gilt Entsprechendes:". 

,.Sati ' ist bei Lebens- und Krankenversichercngs- 
unternehmen auf Gecvinne aus Anteilen, die den 
Kapitaianiagen zurdrechnen sind. nicht anzuweq- 
den: für Pensionsfoiids eil: Entsprschendes;". 

C. In Nummer 7 v~ird an  inoe .r;as Semi~oior: cdr:i., 
eilen PtjnL" ersetzt uad ioicerce- Sr"; acgef¿cr: 

„Die Sätze 4 bis 5 sind bei Lebens- und Kranken- 
versicherungsunternehmen auf Gewinne aus An- 
teilen, die den Kapitalanlagen zuzurechnen sind. 
nicht anzuwenden; für Pensionsfonds gilt Entspre- 
chendes;". 

d) in Nummer 8 wird am Ende das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt und foigender Satz angefügt: 

„Satz 1 ist bei Lebens- und Krankenversicherungs- 
unternehmen auf Gewinne aus Anteilen. die den 
Kapitalanlagen zuzurechnen sind, nicht anzuwen- 
den; für Pensionsfonds gilt Entsprechendes;". 

3. g 36 wird wie folgt geändert: 

aj In § 36 Abs. 1 wird die Zahl „2003" durch die Zahl 
-2004" ersetzt. 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) 5 9 Nr. 2, 2a, 7 und 8 in der Fassung des 
Artikels 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2003 
(BGBi. I S. 2840) sind erstmais für den Erhebungs- 
zeitraum 2004 anzuwenden. Ist ein Antrag nach 
F, 34 Abs. 7 Satz 8 Nr. 2 des Körperschaftsteuerge- 
setzes in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2003 (BGBI. I S. 2640) gestellt 

cheiden Wirtschafkjahren ab dem ~ r h e b u n ~ s -  
Zeitraum 2002 anzuwenden. In den Fällen des Sat- 
zes 2 dürfen Fehlbeträge des Rückwirkungszeit- 
raums nicht in Erhebungszeiträume außerhalb die- 
ses Zeitraums vorgetragen werden. Auf Fehlbeträ- 
ge des Rückwirkungszeitraums ist g 14 Ans. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes nicht anzuwenden." 

Artikel 5 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBI. I 
S. 17131, zuletzt geändert durch Artikei 4 des Gesetzes 
vom 15. Dezember 200'3 (BGBi. I S. 2676), wird wie folgt 
geändert: 

1. 5 7 Abc. 7 wird wie folgt gefasst: 

„!7) Die Absätze i bis 6a sind nicht anzuwenden, 
wenn auf die Einkünfte, für die die ausländische 
Geseilschaft Z~viscilengeseilschaft ist. die steuer- 
rechtlichen Vorscnriften des Ausiandinvestrnent- 
Gesetzes in der Frssmg der Eekanntrnachung vom 
9. September ;S% ißGBi. I S. 2820j, zuletzt geändert 
durch Ariikel 32 das Gesetzes von- 2 i .  August 2002 
iBGBi. i S. 3322;. in oer jeweils geltenden Fassung 
anzuwenaec sind. es sei denr, AusschCtiiingen oder 
ausichüttungsa!e~c<e Erträgt v&en nach einer8 
Abkommer; zur Vermeidung der Doopelbesteuerung 
vor der ir:.äpcllsc~en 3 i : ~oss i , naso r l ; ~ i i a~~  ., - - ~ U S Z ~ .  

nthmei  ', 



3. Dem $ 14 Abs. -, -,ir5 fcig?rw3e: Satz angeFLy:: 

.,Tätigkeiten der Vnteryeselisioai. iten?n rur  dann 
einer unter $ 8 Aos. : Yr. : kls 5 iaiienden eigenen 
igtigkeii der ai;stan6isr'ie? Ges-ilscbai. wmn sie in 
mrnitteibarein Z!sammenhar.j mit diese: Taiigkeii 
stehen und es sich bei cen tir;l<¿n"er; nicht um sciche 
im Sinne des 6 7 hbs. 6a 5szJeli.'. 

4. ;, 21 Abc. 11 wird wie folgt ge:assi: 

„ ( ? < I  ! Abs. 4 in der Fassung des Artikeis 1 1 des 
Gesetzes vom 15. hiifii 20C3 i6GRl. I S. 650j ist erci- 
mais für den Veraniagungszeitraum 2003 anzuwen- 
d.m. i Abs. 6 ür,d ea, 5 8 Abs. 1 Wr. 9, $5 10, 11, 
IS,2O Abs. 2 in der Fassung des Artikels i I des Ge- 
setzes vom 16. Mai 2003 (BSBi. l S. 660), § 7 Abs. 7. 
§ 8 Abs. 1 Nr. 4 und 5 14 Abs. 1 ir, der Fassung des 
Artikels 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2003 
(BGßl. I S. 2840) sind erstmals anzuwenden 

1. für die EinkommOn- und Körperschaftsteuer für 
den Veranlagungsreitraum, 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum, 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen oder in 
einer ßetriebsstätte angefalien sind, die in einem Wirt- 
schaitsiahr der Zwischenoesellschaft oder der ße- 

. . 
3er stenen. sin6 $ 3c Abs. 2 aes Einkorn?iensteuer- 
gasetzes m d  5 Bb Aas. 3 des Kö:oe:sciaf!steuer~- 
setres anziiwenden, sovieii die Gswinnrnindsrui.gen 
auf Beteiligimger des ivertpapier-Sordervermogens 
an KOrpersrhifter„ Fersonenvereinigung-n oder Ver- 
mogensniassen ertiailen, deren ioistungei? beini 
Empfänge: z:; den Eimaihmen ;in Sinne des 9 23 hs. '. 
hlr. 1. des Einkommencteuergi.se?zes geP,oren." 

2. Dem Q 42 Wird folgender Absatz ?%angefügt: 

,.(I B) 5 40a Abs. ? in der Fassung des P.rtikels 6 des 
Gesetzes vom 22. Dezember2003 (BGBi. i S. 2840) ist 
für alle 'Jeraniagungszeiträcime anzdwenaen, soweit 
Festsetzungen noch nicht bestandskräftig sind." 

Artikel 7 

Rückkehr zum 
einheitlichen Verordnungsrang 

Der auf Artikei 2 beruhende Teil der dort geänderten 
Rechtsverordnung kann aui Grund der einschlägigen 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung geändert wer- 
den. 

W 

triebsstätte entstanden sind, das nach dem 31. De- 
zember2002 beginnt." 

Artikel 8 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschafien 

Das Gesetz über Kapitalaniagegeseilschaften in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
1. Januar 2004 in Kraft. 

(2) Artikel 6 tritt am 31. Dezember 2003 in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden. 

Berlin, den 22. Dezember 2003 

Der  Bundespräs i ,den t  
J o h a n n e s  R a u  

De r  B u n d e s k a n z l e r  
G e r h a r d  S c h r ö d e r  

Der  B u n d e s m i n i s t e r  de r  F i nanzen  
H a n s  E i c h e l  


